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Antrag 

der Fraktion der CDU/CSU 


Finanzpolitische Bestandsaufnahme 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, 

unverzüglich dem Deutschen Bundestag eine umfassende Be- 
standsaufnahme über die Finanzlage des Bundes vorzulegen 
und zu diesem Zweck gemäß § 10 Abs. 2 der Bundeshaushalts- 
ordnung Bundestag und Bundesrat über die zwischenzeitlich 
eingetretenen oder absehbaren erheblichen Änderungen der 
Haushaltsentwicklung und deren Auswirkung auf die Finanz- 
planung für die Jahre ab 1981 zu unterrichten. 


Bonn, den 7. Mai 1980 


Dr. Kohl, Dr. Zimmermann und Fraktion 


Begründung umseitig 
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Begründung 

Schwerwiegende Mehrbelastungen kommen auf den Bundes- 
haushalt zu, zusätzliche Deckungslücken sind zu befürchten. 
Dabei ist bereits die Deckungslücke von 27 Milliarden DM für 
1981 nach dem bisherigen Finanzplan, der das Steuerpaket und 
absehbare zusätzliche Ausgaben noch nicht berücksichtigt, un- 
vertretbar hoch, wie unlängst auch der Bundesbankpräsident 
zum Ausdruck gebracht hat. 

Die Regierung ist deshalb aufzufordern, unverzüglich ihrer 
gesetzlichen Verpflichtungen aus § 10 Abs. 2 der Bundeshaus- 
haltsordnung nachzukommen, wonach sie Bundestag und Bun- 
desrat jeweils über erhebliche Änderungen der Haushaltsent- 
wicklung und deren Auswirkungen auf die Finanzplanung für 
die Folgejahre zu unterrichten hat. 

Die Notwendigkeit einer umfassenden finanzpolitischen Be- 
standsaufnahme in der gegenwärtigen Lage hat auch bereits 
die FDP eingesehen, die durch ihren stellvertretenden Fraktions- 
vorsitzenden Hans-Günter Hoppe in einer Presseerklärung am 
27. März 1980 erklärt hat: 

„Der Deutsche Bundestag steht vor sehr schwierigen und weit- 
reichenden Entscheidungen in der Haushalts-, Finanz- und 
Steuerpolitik. Ihm wird das Kunststück abverlangt, trotz ange- 
spannter Haushaltslage zusätzliche unabweisbare Aufgaben zu 
finanzieren. Zu ihnen gehört eine Entlastung der Lohnsteuer- 
zahler ebenso wie die Übernahme neuer Pflichten im westlichen 
Bündnis und ein stärkeres Engagement in der Entwicklungshilfe. 

Die Diskussion zwischen Bundesregierung und Bundesrat über 
die Neuverteilung der Steueranteile ist im Gange. Mit dem 
Prinzip Hoffnung allein jedoch sind Deckungslücken nicht zu 
schließen. Um finanziell solide Entscheidungen fällen zu kön- 
nen, ist eine Bestandsaufnahme über die Finanzlage dringend 
erforderlich. Sie erscheint uns möglich und zweckmäßig, auch 
wenn letzte Einzelheiten derzeit noch nicht verfügbar sind. Eine 
Bestandsaufnahme setzt die Bereitschaft und den Mut voraus, 
deutlich politische Prioritäten zu setzen. Bis zur Stunde herrscht 
Unklarheit über die in Mark und Pfennig auszudrückenden 
finanziellen Konsequenzen." 
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